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SPRUCH 
 

Die Geschichte lehrt die Menschen, dass die Geschichte 
die Menschen nichts lehrt. 
Mahatma Gandhi; 1869 – 1948, indischer Philosoph und Staatsmann 

 
 

 Was Sie interessieren kann:  

 

Arbeitsrecht  
Kündigung bei Störung des Betriebsfriedens 

Wiederholte, persönliche Angriffe und beleidigende Äußerun-

gen gegenüber Kollegen können eine verhaltensbedingte Kün-

digung begründen. Ferner stört ein Arbeitnehmer nachhaltig 

den Betriebsfrieden, wenn er ständig vorgibt, alles besser zu 

wissen, und dies gegenüber Kollegen und Vorgesetzten kund-

tut. 

In einem Fall aus der Praxis äußerte sich eine Arbeitnehmerin 

abfällig über Kollegen bzw. Kolleginnen (Bezeichnung als faule 

und schlechte Mutter) und bezeichnete diese allesamt als faul. 

Bereits ca. 5 Monate vorher erhielt sie eine Abmahnung, weil 

ihr Verhalten erheblich den Betriebsfrieden störte. 

Im Rahmen der Interessenabwägung unter Berücksichtigung 

der einschlägigen Abmahnung und andererseits der langen Be-

triebszugehörigkeit (über 10 Jahre) und des Status als Alleiner-

ziehende gelangte das Landesarbeitsgericht Thüringen zu der 

Auffassung, dass die ordentliche Kündigung verhältnismäßig 

ist. 

 

 

 

 
 



 

 

Unter Berücksichtigung der Fürsorgepflicht für die anderen Mit-

arbeiter, die unter der permanenten Streitlust der Mitarbeiterin 

litten, war es dem Arbeitgeber nicht zumutbar, die Störung des 

Betriebsfriedens weiterhin hinzunehmen.Rückzahlung von Fort-

bildungskosten. 

 

 

Familienrecht/Erbrecht 

Umgangskontakt – Verstoß gegen formlose 

Telefonvereinbarung 

In einem vom Kammergericht Berlin entschiedenen Fall hatte 

ein Vater gegen eine mit der Mutter des Kindes informelle Tele-

fonvereinbarung verstoßen. Die Mutter stellte einen Ordnungs-

geldantrag, welchen das Amtsgericht zurückwies. Die Richter 

des Kammergerichts Berlin bestätigten diese Entscheidung. 

Welche Formen des Umgangskontakts von einer konkreten 

Umgangsregelung ausgeschlossen sind, muss im Einzelfall ent-

schieden werden. Bei der Interpretation solcher Regelungen ist 

es wichtig, dass klar ist, was von der betroffenen Person er-

wartet wird. Die Person muss bei vernünftiger Betrachtung ge-

nau verstehen können, was die Regelung von ihr fordert. Dabei 

sollten die Anforderungen nicht zu streng sein. Es muss sowohl 

die Durchsetzbarkeit der Regelungen als auch die Verpflichtung 

der Eltern, sich angemessen und fair zu verhalten, berücksich-

tigt werden. 

Wenn ein Elternteil sein Kind anruft, verstößt dies nicht gegen 

eine gerichtliche Vereinbarung, die nur die Zeiten für den per-

sönlichen Kontakt und die Urlaubsbesuche festlegt, besonders 

wenn die Eltern sich informell auch auf Telefonzeiten geeinigt 

haben und diese informelle Vereinbarung bewusst nicht in die 

offizielle gerichtliche Vereinbarung aufgenommen wurde.eine 

Härtefallscheidung wegen Schwangerschaft aus einer außer-

ehelichen Beziehung 



 

 

  

 

Sonstiges 

Geparkt in Feuerwehrzufahrt und abge-

schleppt 

Gemäß der Straßenverkehrsordnung (StVO) ist das Halten – 

und damit erst recht das Parken – vor und in amtlich gekenn-

zeichneten Feuerwehrzufahrten unzulässig. 

Ein Autofahrer in Hamburg parkte jedoch in einem Bereich der 

durch Verkehrszeichen als Feuerwehrzufahrt gekennzeichnet 

war. Das Auto wurde abgeschleppt und der Halter erhielt eine 

Rechnung über ca. 250 € Verwaltungsgebühren. Der Halter wi-

dersprach und führte an, dass die Feuerwehrzufahrt nicht amt-

lich gekennzeichnet war. 

Eine Feuerwehrzufahrt ist im Sinne der StVO korrekt gekenn-

zeichnet, wenn die Markierung offiziell angeordnet wurde. Eine 

Kennzeichnung kann auch von einer Privatperson angebracht 

werden. Das Parkverbot vor oder in diesen offiziell gekenn-

zeichneten Feuerwehrzufahrten erfordert nicht, dass die Kenn-

zeichnung als offiziell veranlasst erkennbar ist. Dies ist auch 

dann nicht notwendig, wenn nach Landesrecht ein offizielles 

Siegel oder eine andere Sichtbarmachung der behördlichen An-

ordnung auf dem Hinweisschild verlangt wird. Somit hatte der 

Halter weder vor dem Oberverwaltungsgericht noch vor dem 

Bundesverwaltungsgericht Erfolg. 

 


